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A. Die Knabenbeschneidung –
§ 1631d BGB als „Problemlöser“

„Also, Papa, ich hab’s mir gut überlegt. Ich möchte lieber nicht beschnitten
werden“, sagt ein kleiner Junge in der bildlichen Darstellung Riad Sattoufs,1

während er mit seinem Vater einen Spaziergang durch die Stadt unternimmt.
„Das hast du nicht zu entscheiden“, antwortet der Vater schlicht. Das Entsetzen
steht dem Jungen ins Gesicht geschrieben. „Aber es ist mein Pimmel, es steht mir
frei, nach meinem eigenen Willen über ihn zu verfügen!“, versucht er den Vater
zu überzeugen.

Es ist das Ziel der vorliegenden Arbeit, die Bestandskraft dieser Aussage juris-
tisch zu untersuchen und § 1631d BGB – der elterliche Entscheidungen wie die
soeben dargestellte möglicherweise decken kann – einer rechtlichen Analyse un-
ter Bezugnahme des deutschen Verfassungsrechts und des internationalen Rechts
zuzuführen.

Mit § 1631d BGB reagierte der deutsche Gesetzgeber auf ein landgerichtliches
Urteil aus dem Jahr 2012, das die Beschneidung einwilligungsunfähiger Kinder
als strafbare Körperverletzung einordnete. Er ist das Ergebnis des Arbeitsauf-
trags an die Bundesregierung sicherzustellen, „dass eine medizinisch fachge-
rechte Beschneidung von Jungen ohne unnötige Schmerzen grundsätzlich zuläs-
sig ist“2. Der durch das Urteil entstandene Eindruck, die religiöse Tradition der
Knabenbeschneidung sei in Deutschland strafbewehrtes Unrecht, sollte zügig be-
seitigt werden. Dabei stand der Gesetzgeber vor der schwierigen Aufgabe, die
betroffenen Rechte aller Beteiligten in einen angemessenen Ausgleich zu brin-
gen. Das Zentrum der Rechte bildet neben dem elterlichen Erziehungsrecht ins-
besondere die körperliche Unversehrtheit des Kindes. Zwischen Eltern und Kin-
dern besteht eine besondere Beziehung, die die Findung eines angemessenen
Ausgleichs nicht auf die Berücksichtigung zweier sich gegenüberstehender
Rechtspositionen beschränkt. Vielmehr binden die Rechte des Kindes die Eltern
bei der Ausübung ihrer elterlichen Erziehungsmacht, und deren besondere Aus-
prägung wiederum schränkt die staatlichen Eingriffsmöglichkeiten ein. Die Auf-
lösung dieser besonderen Spannungslage bildet einen Schwerpunkt der recht-
lichen Auseinandersetzung mit § 1631d BGB. Die Abwägung der betroffenen
Grundrechte ist dabei kein Primat in der Verfassungsrechtsdogmatik. Sowohl Ju-

1 Sattouf.
2 Dazu BT-Drucks. 17/10331, S. 1.



dikative als auch Legislative haben das Eltern-Kind-Verhältnis bereits ausge-
formt. Der gesetzgeberische Entschluss, die Knabenbeschneidung der elterlichen
Einwilligungsmöglichkeit zu öffnen, hat sich auch an den Erkenntnissen be-
stehender Abwägungsentscheidungen zu messen und hält dieser Überprüfung
nicht uneingeschränkt stand.

Der körperliche Eingriff der Beschneidung soll, um den religiösen Bedürfnis-
sen der Gläubigen gerecht zu werden, auch durch rituelle Beschneider möglich
sein. Die im Zusammenhang mit dieser Erlaubnis normierten Voraussetzungen
haben sich auch an deren Rechten, namentlich der Berufs- respektive der allge-
meinen Handlungsfreiheit, zu orientieren. Die Untersuchung der Vereinbarkeit
des § 1631d BGB mit den Rechten der rituellen Beschneider, unter gleichzeitiger
Berücksichtigung kindlicher Rechte, bildet einen weiteren Schwerpunkt der vor-
liegenden Arbeit. Die jetzige Bestimmung wahrt die Rechte des Kindes indes
nicht hinreichend. Der Anpassungsbedarf wird auch unter besonderer Berück-
sichtigung der Rechte der rituellen Beschneider ermittelt und mündet in einem
Regelungsvorschlag.

Im Unterschied zur männlichen Zirkumzision bleibt die weibliche Genitalbe-
schneidung der elterlichen Einwilligungsbefugnis des § 1631d Abs. 1 S. 1 BGB
verschlossen. Die Rechte betroffener Mädchen und Frauen wurden im Jahr 2013
durch die Schaffung eines Straftatbestands für körperliche Eingriffe dieser Art
gestärkt. Die augenscheinliche Differenzierung zwischen den Geschlechtern be-
darf vor den Gleichbehandlungsgeboten des Grundgesetzes einer Begründung.
Ob die Verfassung eine solche Differenzierung zulässt, bildet einen weiteren Un-
tersuchungsgegenstand der Darstellung.

Schließlich hat die deutsche Rechtsnorm auch die geltenden internationalen
Vorgaben einzuhalten. Der Ausklang der rechtlichen Analyse zeigt, ob dies mit
§ 1631d BGB gelungen ist.

Die Arbeit schließt mit einem Überblick über die aus der Sicht der Autorin
notwendigen Anpassungen des § 1631d BGB.
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B. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands

I. Die Regelung in § 1631d BGB –
Beschneidung des männlichen Kindes

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf zu § 1631d BGB („Beschnei-
dung des männlichen Kindes“) nach Beratung am 12.12.2012 angenommen.1 Am
28.12.2012 trat das Gesetz mit folgendem Wortlaut in Kraft:2

„(1) Die Personensorge umfasst auch das Recht, in eine medizinisch nicht erforder-
liche Beschneidung des nicht einsichts- und urteilsfähigen männlichen Kindes einzu-
willigen, wenn diese nach den Regeln der ärztlichen Kunst durchgeführt werden soll.
Dies gilt nicht, wenn durch die Beschneidung auch unter Berücksichtigung ihres
Zwecks das Kindeswohl gefährdet wird.

(2) In den ersten sechs Monaten nach der Geburt des Kindes dürfen auch von einer
Religionsgesellschaft dazu vorgesehene Personen Beschneidungen gemäß Absatz 1
durchführen, wenn sie dafür besonders ausgebildet und, ohne Arzt zu sein, für die
Durchführung der Beschneidung vergleichbar befähigt sind.“3

Der Regelungsumfang dieses kontrovers diskutierten Regierungsentwurfs und
heutigen § 1631d BGB orientiert sich an dem durch das Urteil des LG Köln aus-
gelösten Bedarf.4 Die damalige politische Opposition und weitere Abgeordneten-
gruppierungen haben im Zuge des Gesetzgebungsprozesses einen Gegenentwurf
sowie Änderungsvorschläge zum jetzigen § 1631d BGB eingebracht. Diese sind
allesamt nicht zur Umsetzung gelangt.

II. Begriffsbestimmung

Der Regelungszweck des § 1631d Abs. 1 S. 1 BGB erschöpft sich in der Mög-
lichkeit der Personensorgeberechtigten, unter bestimmten Umständen in die „me-

1 Insgesamt wurden 580 Stimmen abgegeben. Davon 434 „Ja“-Stimmen und 100
„Nein“-Stimmen bei 46 Enthaltungen, vgl. Dt. Bundestag, Plenarprotokoll 17/213,
26110 (C).

2 BGBl. Jahrgang 2012 Teil I Nr. 61, ausgegeben zu Bonn am 27. Dezember 2012,
S. 2749.

3 BT-Drucks. 17/11295. Der Entwurf entspricht weitestgehend den Wünschen von
Fateh-Moghadam, Strafrecht und Religion, S. 158. Die Vornahme der Zirkumzision auf-
grund einer Einwilligung der Personensorgeberechtigten sollte unter bestimmten Um-
ständen zulässig sein, auch wenn sie nicht durch einen Arzt vorgenommen wird.

4 BT-Drucks. 17/11295, S. 17.


